Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache lV/857 


Der Präsident des Bundesrates 


Abschrift 


Bonn, den 21. Dezember 1962 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
252. Sitzung am 21. Dezember 1962 beschlossen hat, dem vom 
Deutschen Bundestag am 5. Dezember 1962 verabschiedeten 


Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung der deutschen Eier- und 
Geflügelwirtschaft 

— Drucksachen lV/256, IV/574 — 

gemäß Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes nicht zuzustimmen. 


Begründung 

Die wirtschaftspolitische Zielsetzung des § 2 Abs. 2 des Geset- 
zes, die Förderung der deutschen Eier- und Geflügelwirtschaft 
in den bäuerlichen Familienbetrieben, gilt nach wie vor. Die 
verfassungsrechtlichen Bedenken sind nicht überzeugend, wie 
auch eine größere Minderheit im Rechtsausschuß des Deutschen 
Bundestages zum Ausdruck gebracht hat. Eine Entscheidung 
über diese verfassungsrechtlichen Bedenken sollte nicht durch 
den Gesetzgeber getroffen, sondern dem Bundesverfassungs- 
gericht im Rahmen des dort bereits schwebenden Normenkon- 
trollverfahrens überlassen werden. 

Schließlich ist die Zahlung von Ausgleichsbeträgen für Geflügel- 
halter durch § 6 des Gesetzes zur Durchführung der Verord- 
nungen Nr, 20, Nr. 21 und Nr. 22 des Rates der EWG sowie zur 
Änderung des Gesetzes zur Förderung der deutschen Eier- und 
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Deutscher Bundestag ~ 4. Wahlperiode 


Geflügelwirtschaft vom 26. Juli 1962 (Bundesgesetzbl, I S. 465) 
mit Wirkung vom 30. Juli 1962 bereits außer Kraft gesetzt 
worden. 

Kiesinger 


Bonn, den 21. Dezember 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 5. Dezember 1962 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 

Kiesinger 
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